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An den Herrn 

Präsideten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Kleine Anfrage Nr. 261 der Fraktion der SPD - Nr. 3306 der Druck- 
sachen - Beschaffung von Lehrstellen für Jugendliche und von 
Daueinrheitsplätzen für ältere Angestellte und Arbeiter 


Die Förderung der Einrichtung ^von Lehr- 
stellen und Schaffung von Dauerarbeitsplätzen 
für ältere Angestellte durch Gewährung steuer- 
licher Vergünstigungen ist Gegenstand der 
Verhandlung des Deutschen Bundestages in 
der 215. Sitzung vom 28. Mai 1952 gewesen. 
Im Namen meines Hauses ist in dieser Sitzung 
ausgeführt worden, daß die Möglichkeit steuer- 
licher Vergünstigungen zur Zeit geprüft werde. 
Darüber hinaus wurde mitgeteilt, daß bei 
der Vergabe von Krediten für die Beschaffung 
neuer Arbeitsplätze gesichert ist, daß im an- 
gemessenen Umfange Arbeitsplätze für ältere 
Angestellte und Jugendliche geschaffen werden. 

Die Gewährung steuerlicher Vergünstigungen 
ist, abgesehen davon, daß wegen der verwal- 
tungsmäßigen Belastung der Finanzämter 
weiter^ Steuervergünstigungen eine geordnete 
Veranlagung gefährden, von den Ländern 
einmütig mit so schwerwiegenden Gründen 
abgelehnt worden, daß es nidit möglich er- 
scheint, eine Zustimmung des Bundesrates 
für die nach dem Bundestagsbeschluß zu tref- 
fenden steuerlichen Maßnahmen zu erreichen. 

Nach Errichtung der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
wurde bei dieser eine Sondererhebung über 
die Struktur der Arbeitslosigkeit durchgeführt, 
um die in der Person der Arbeitslosen lie- 
genden Ursachen der Arbeitslosigkeit, insbe- 
sondere der älteren Arbeitnehmer, festzustellen. 

I. 

1. Im Rahmen des Bundesjugendplanes sind 
zur Behebung der Jugendberufsnot erheb- 
liche Mittel eingesetzt worden. Inder Zeit 
vom 1. Oktober 1950 bis 1. Mai 1952 
wurden folgende Maßnahmen gefördert: 


a) Errichtung von Lehrwerkstätten in der 
freien Wirtschaft. 

Erfolg: 8000 Plätze mit 15 Mio DM für 
Kredite. 

b) Errichtung von betriebseigenen Jugend- 
wohnheimen, vor allem im Bergbau. 
Erfolg: 2005 Plätze mit 5 Mio DM für 
Kredite. 

c) Errichtung von gemeinnützigen Jugend- 
wohnheimen, vor allem in den Flücht- 
lingsabgabe- und in den -aufnahmelän- 
dern. 

Erfolg: 29 246 Plätze mit rd. 18,5 Mio 
DM für Zuschüsse. 

d) Errichtung von gemeinnützigen Lehr- 
werkstätten, Grundausbildungslehrgän- 
gen, Jugendgemeinschaftswerken und 
allgemeinen beruflichen Förderungslehi# 
gängen. 

Erfolg: 13 656 Plätze mit rd. 5 Mio DM 
für Zuschüsse. 

e) Laufende Beihilfen für Jugendliche aus 
dem Kreise der Kriegsfolgenhilfeempfän- 
ger. 

Das zahlenmäßige Ergebnis liegt hierfür 
noch nicht vor. 

Der dritte Bundesjugendplan, der vom 
1. Mai 1952 bis zum 31. März 1953 läuft, 
ermöglichte bisher durch Bereitstellung von 
7,25 Mio DM die Einrichtung von 12 433 
Plätzen in Lehrwerkstätten, Grundausbil- 
dungslehrgängen und allgemeinen beruf- 
lichen Förderungslehrgängen. Für die Er- 
richtung von Jugendwohnheimen mit 1 2 076 
Plätzen ist ein Betrag von 13 382 OOÖ DM 
angesetzt. 

2. a) Unter Einschluß des Länderanteils sind 
auf Grund des Bundes jugendplans für 
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betriebseigene Maßnahmen (Lehrwerk- 
stätten) und betriebseigene Jugendwohn- 
heime 50 Mio DM, für gemeinnützige 
Einrichtungen (Lehrwerkstätten, Grund- 
ausbildungslehrgänge und gemeinnützige 
Jugendwohnheime) rd. 124 Mio DM auf- 
gewendet worden. An den Berufsaus- 
bildungsbeihilfen (Individualbeihilfen) 
beteiligten sich die Länder bzw. die Selbst- 
verwaltungskörperschaften mit 15 v.H. 

b) Die Bundesanstalt hat 15 Mio DM für 
Berufsausbildungsbeihilfen im laufenden 
Haushaltsjahr ausgebracht. 

c) Aus Mitteln der Soforthilfe wurden vom 

1. September 1949 bis 31. August 1952 
insgesamt 108,1 Mio DM zur Förderung 
der Berufsausbildung von 503 100 Lehr- 
lingen, Sdiülern und^ Studenten veraus- 
gabt. 

3. Die Maßnahmen des Bundesjugendplanes 
werden in einem vierten Plan fortgeführt. 
Hierbei ist insbesondere die weitere Er- 
stellung von Lehrlingsheimen vorgesehen, 
um berufslose Jugendliche aus den Flüdit- 
lingsländern an Berufsplätze heranzuführen. 

n. 

1. Die Zahl der männlichen Angestellten ist 
von Mitte 1 950 bis Mitte 1 952 um 
8,2 V.H. gestiegen; im gleichen Zeitraum 
stieg die Zahl der übrigen männlichen Ar- 
beitnehmer um 8,3 v.H. Die Arbeitslosig- 
keit der männlichen Angestellten der ein- 
zelnen Angestelltenberufssparten war von 
9 V.H. Mitte 1950 auf 5,2 v.H. Mitte 1952 
gesunken, während die Arbeitslosigkeit 
der übrigen Arbeitnehmer nodi 7,4 v.H. 
betrug. Demnach ist der Anteil der 
Arbeitslosen an der Gesamtzahl der Arbeit- 
nehmer bei den Angestellen stärker zurück- 
gegangen als bei den Arbeitern. 

2. Die Frage, ob durch neue gesetzliche Maß- 
nahmen (besonderer Kün^iigungsschutz und 
Einstellungszwang) die Eingliederung der 
älteren Arbeitslosen in den Arbeitsprozess 
unterstützt werden kann, wurde eingehend 
geprüft. In Übereinstimmung mit den So- 
zialpartnern erscheinen Zwangsmaßnahmen 
nicht zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit 
geeignet. Sie tragen die Gefahr in sich, 
daß sie sich zum Nachteil der betroffenen 
Personenkreise auswirken. Dies gilt auch 


für den Vorschlag, die Einstellung arbeits- 
loser älterer Arbeitnehmer durch die Ge- 
währung von Zuschüssen an die Arbeit- 
geber zum Ausgleich von Minderleistungen 
zu begünstigen. Nach allen Erfahrungen 
der Vergangenheit bringen solche Maß- 
nahmen, abgesehen von der mit ihnen 
verbundenen Diskriminierung, keinen Er- 
folg. Die Beseitigung der Arbeitslosigkeit 
der älteren Arbeitnehmer hängt weitge- 
hend davon ab, daß die Arbeitgeber in 
größerem Umfange als bisher aus freier 
Entschließung bei Einstellungen diese Per- 
sonen zum Zuge kommen lassen. Die Ar- 
beitgeber wurden deshalb u. a. durch den 
Herrn Bundeskanzler persönlich aufgefor- 
dert, ältere Angestellte bei Einstellungen 
besonders zu berücksichtigen. DieLandes- 
arbeitsämter veranstalteten größere W erbe- 
aktionen für ältere Angestellte, die beacht- 
liche Erfolge zeigten. 

Um die berufliche Leistungsfähigkeit der 
älteren Arbeitnehmer zu heben, führte die 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung in erweitertem 
Umfange als bisher berufliche Bildungsmaß- 
nahmen durch. 

Die Sozialpartner wurden angeregt, die 
Tarifverträge daraufhin zu überprüfen, in- 
wieweit sie durch eine AltersstaflFelung in 
den Gehaltstafeln ein Hindernis für die 
Einstellung älterer Angestellter bilden. 

Es ist auch die Wiedereinführung der Vor- 
schrift des § 397 AVG über das Ruhegeld 
aus der Angestelltenversicherung bei Voll- 
endung des 60. Lebensjahres und nach 
einer Arbeitslosigkeit von mindestens ein- 
jähriger Dauer in der britischen Zone in 
Aussicht genommen. 

3. Zur Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze 
für ältere Arbeitnehmer wurde im Schwer- 
punktprogramm der Bundesregierung fest- 
gelegt, daß ein Teil der geschaffenen Ar- 
beitsplätze älteren Arbeitnehmern vorzu- 
behalten ist. Im Rahmen des Lastenaus- 
gleichsprogramms werden zur Schaffung 
von Dauerarbeitsplätzen die kreditneh- 
menden Firmen im Kreditvertrag verplich- 
tet, ältere Arbeitnehmer im angemessenen 
Umfange aufzunehmen. 

Storch 



